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Neuerungen durchzusetzen, auf die der Markt nicht vorbereitet ist, das kann ein längerer
Prozess sein, denn dafür muss so vieles neu eingestellt werden, das Bewusstsein der Betei-
ligten, ihre Kenntnisse, ihre Ausrüstung und häufig auch die Regeln, die ihr Handeln
bestimmen. Wenn beispielsweise erreicht werden soll, dass der hydraulische Abgleich der
Heizanlagen in Schulen und anderen öffentlichen Gebäuden die Heizleistung gleichmäßiger
verteilt und zugleich einen höheren Einspareffekt hat, müssen nicht nur die Schulverwal-
tungen ihr Wissen und ihr Verhalten ändern, sondern auch die Heizungslieferanten, die
Ingenieure und Installateure. Aber damit nicht genug, es muss auch ein neues Kontrollver-
fahren eingeführt werden, das sicherstellt, dass die gewünschte Leistung auch erbracht
wird. All das geschieht nicht von selbst, es erfordert bewusste Gestaltung der Marktbedin-
gungen.

Das ist umso wichtiger, je problematischer die Marktbeziehungen sind. Ein bekanntes Bei-
spiel ist der Markt für Medikamente, der Pharmamarkt. Hier ist die Nachfragerrolle auf drei
aufgeteilt: Der Patient kauft das Medikament, der Arzt verordnet es, die Krankenkasse be-
zahlt es, aber keiner hat vollständige Kontrolle über die Nachfrageentscheidung. Auch die
Anbieterrolle verteilt sich auf das Pharmaunternehmen, die Apotheke und den Arzt, und
wieder ist hinreichend informiert und interessiert, um die Kosten der Arzneimittelversor-
gung gering zu halten. Gesamtwirtschaftlich besteht die Funktion des Marktes aber gerade
darin, Qualitäten zu verbessern und Kosten zu senken. Der Pharmamarkt kann diese
Funktion nicht voll erfüllen, weil er falsch organisiert ist. Man kann ihn so organisieren,
dass die Kosten unter Kontrolle sind, aber dazu muss man die Rollen anders definieren,
d.h. ihnen andere Regeln geben.

Das ist es, was ich in diesem Beitrag vermitteln möchte: Märkte sind nicht von Natur aus
optimal funktionsfähig, sie werden es, wenn die Regeln stimmen. Die Regeln stellen sich
nicht von selbst ein, sie sind das Ergebnis von Entscheidungen. Die aber sind nicht selten
kontraproduktiv. Das gilt nicht nur für die Marktwirtschaft, sondern auch für den Kapita-
lismus. Auch der Kapitalismus funktioniert nur dann zum Wohl der Gesellschaft, wenn
ihm geeignete Regeln gesetzt werden. Das ist in einer Zeit, in der nach immer mehr Dere-
gulierung gerufen wird, eine so kontroverse Erkenntnis, dass ich sie in drei Schritten be-
handeln will. Ich beginne mit dem Kapitalismus, gehe dann zur Marktwirtschaft über und
komme von dort zu der Funktionsfähigkeit der einzelnen Märkte.

1. Den Kapitalismus verstehen

Den Kapitalismus versteht man besser, wenn man seine Anfänge kennt. Sie liegen in Euro-
pa, im ausgehenden Mittelalter. Pate stand „das Fernhandel treibende Großbürgertum, ein
vielfach verflochtener (relativ kleiner, GS) Personenkreis,“ 1 der aus weit entlegenen Län-
dern Gewürze, Heringe, Seide herbeischaffte und damit große Summen verdiente, die häu-
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fig in Bergwerke, Gewerbe und Banken investiert wurden. So entstanden in der Renais-
sance die ersten großen Handelshäuser. Sie finanzierten Fürstenhöfe bis hin zum Kaiserhof
und handelten sich dafür staatliche Monopole ein wie die Fugger. Der Hang zu Monopol-
gewinnen war im Fernhandel angelegt: Die importierten Produkte waren selten und knapp,
der Wettbewerb war gering, das Verlustrisiko war groß und die vermögenden Schichten
waren potente Käufer, kurz: Die Handelshäuser konnten teuer verkaufen, weil sie immer
wieder ein temporäres Monopol auf die jeweils importierten Produkte hatten. So stand
schon am Anfang des Kapitalismus ein problematischer Aspekt, seine Monopolpräferenz.

Breitflächig begonnen hat das kapitalistische Wirtschaftssystem dann mit der Entwicklung
einer kapitalistischen Landwirtschaft,2 die schon vor dem 16. Jahrhundert einsetzte. Ein
anderes Wort dafür ist Großgrundbesitz. Die adligen Grundbesitzer konnten mit dem Ver-
kauf von Agrarprodukten hohe Gewinne nicht durch hohe Preise erzielen, also drückten
sie die Kosten, indem sie die von ihnen abhängigen Landarbeiter oder Pächter ausbeuteten.
200 Jahre später, im 18. Jahrhundert, wurde dieses Prinzip von der landwirtschaftlichen auf
die technische Produktion übertragen, die inzwischen von großbürgerlichen Fabrikanten
betrieben wurde. Ihnen gehörten die Produktionsanlagen und der Ertrag, aus dem sie den
von ihnen abhängigen Arbeitern und Angestellten nur so wenig abgaben, dass ihnen selbst
ein beträchtlicher Gewinn verblieb.

2. Das kapitalistische Prinzip

Damit bin ich bei einem zweiten problematischen Aspekt des Kapitalismus, seiner Unver-
antwortlichkeit. Auch er wurde dem Kapitalismus in die Wiege gelegt. Die kapitalistische
Landwirtschaft hat den Spätfeudalismus im 15. und 16. Jahrhundert gewaltsam abgelöst,
weil die Lehnsherren ihre Lehnspflichten nicht mehr akzeptierten, sondern den Grund und
Boden, den sie vom König oder Kaiser entlehnt hatten, usurpierten und fortan als ihr Pri-
vateigentum betrachteten. Sie fühlten sich berechtigt, ihre Lehnsnehmer, die bis dahin den
Boden bewirtschaftet hatten – die Pächter, Freibauern, Freisassen bis hin zu den Leibeige-
nen – vom Land zu vertreiben.3 Über 200 Jahre lang, von vor 1600 bis nach 1800, hat der
Vertreibungsprozess gedauert.4 An der Peripherie Europas, in den eroberten Kolonien,
verschärfte sich sich dieses Prinzip zu der Plantagenbewirtschaftung mit Einsatz von Skla-
ven. Der industrielle Kapitalismus hat dann das kapitalistische Prinzip von der landwirt-
schaftlichen auf die technische Produktion übertragen.

Was ist das kapitalistische Prinzip? In der Literatur finden wir drei Antworten. Jede ver-
weist auf eine problematische Entscheidung. Es ist lehrreich, sich diese vor Augen zu füh-
ren. Man versteht dann, dass wir es nicht mit Naturgesetzen zu tun haben, sondern mit
Entscheidungen, und Entscheidungen lassen sich ändern.
1. Kapitalismus beruht darauf, dass die Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital, Natur frei

gehandelt werden – das ging aber faktisch mit der Entscheidung einher, die Arbeiten-
den nicht als Menschen und die Natur nicht als unsere natürliche Mitwelt zu betrach-
ten, sondern beide wie Sachen zu behandeln.5 Durch diese Entscheidung wird das Ka-
pital verantwortungslos, d.h. von der Verantwortung für den Menschen und seine Mitwelt
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freigesprochen. Darin sehe ich den Geburtsfehler des Kapitalismus. Er zieht die fol-
genden Wertentscheidungen nach sich.

2. Kapitalismus beruht darauf, dass den Besitzern des Kapitals das Privateigentum an den
Produktionsmitteln und das Recht auf den Produktionsertrag zugesprochen wurde6 –
das ging faktisch mit der Entscheidung einher, das Kapital den beiden anderen Pro-
duktionsfaktoren überzuordnen. Seither wurde keine wirksame Vorkehrung gegen die
Ausbeutung von Arbeit und Natur, gegen die Übervorteilung der Lieferanten und
Kunden, gegen die Ausschaltung von Konkurrenten mehr getroffen.7 Letztlich bedeu-
tete das, die Monopolpräferenz hinzunehmen oder zumindest nicht wirksam zu bekämp-
fen.

3. Kapitalismus beruht auf dem Streben nach Gewinnerzielung, auf dem rationalen Kalkül
der Optimierung des Verhältnisses von Erlösen und Kosten8 – das ging aber de facto
mit der Entscheidung einher, sicherzustellen, dass das Kapital sich mit Zins und Zin-
seszinsen weiter vermehren kann, und sei es auch zu Lasten von Umwelt und Gesell-
schaft.9 Mit dieser Entscheidung ist auch der dritte problematische Aspekt des Kapita-
lismus angesprochen, das Expansionsprivileg. Das Kapital darf sich unbegrenzt vermeh-
ren, während Arbeit und Natur sich zyklisch erneuern. So können die Geldvermögen
exponentiell wachsen, mit der Folge, dass sie die beiden anderen Faktoren verdrängen.
Das geschieht tatsächlich. Die Kapitalansprüche an das Produktionsergebnis wachsen
auf Kosten der beiden anderen Produktionsfaktoren Arbeit und Natur exponentiell an.
Die Schere zwischen Kapital- und Arbeitseinkommen öffnet sich in den letzten Jahr-
zehnten immer weiter.10

Silvio Gesell und die von ihm inspirierten Freigeldtheoretiker haben daraus seit langem den
Schluss gezogen, dass man den Zins abschaffen müsse, um die Kapitalexpansion zu unter-
binden. Ich habe Respekt vor ihrer scharfsinnigen und unermüdlichen Argumentation, aber
ihre Folgerungen würden mehr die Falschen treffen als die Richtigen. Das Expansionspri-
vileg gilt nämlich nicht für natürliche Personen, denn dem zyklischen Stirb und Werde unterliegt
auch das von den einzelnen Menschen angehäufte Kapital. Das Vermögen, das die einzelne
Person im Lauf ihres Lebens ansammelt, wird nach ihrem Tod früher oder später wieder
verteilt und verbraucht.

3. Der Unterschied zwischen Kapitalismus und Marktwirtschaft

Das Expansionsprivileg gilt vielmehr für das große Kapital, denn das ist rechtlich nicht
natürlichen Personen zugeordnet, auch wenn diese de facto darüber verfügen. Es wird in
Kapitalgesellschaften verwaltet, denen das Gesellschaftsrecht eine voraussetzungslose Haf-
tungsbeschränkung gewährt – auch dies eine Entscheidung, die keine naturgesetzliche
Grundlage hat. Die Eigentümer haften nur bis zur Höhe ihrer Kapitalanteile, nicht etwa
mit ihrem Vermögen wie Einzelunternehmer und private Haushalte. Die Privilegierung der
juristischen Person sichert die exponentielle Kapitalexpansion; und sie wird noch von man-
chen anderen Privilegien ergänzt, z.B. der Gewährung von Markenschutz für juristische
Personen 11 oder dem Vorrang der kreditgebenden Banken vor den Arbeitnehmern und
Lieferanten in Insolvenzverfahren.
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So sind nicht die vielen kleinen und mittleren Unternehmen der Motor der Kapitalexpansi-
on, sondern die großen. Mit Braudel kann man sagen, dass der Kapitalismus in ganz ent-
scheidendem Maße von wirtschaftlichen Aktivitäten vorangetrieben wird, die sich an der
Spitze abspielen. Er schwimmt gleichsam „auf einer doppelten Schicht, die aus dem materi-
ellen Leben (der sog. Lebenswelt, GS) und der Marktwirtschaft gebildet wird. Er repräsen-
tiert den Bereich der großen Profite“ 12. Man täuscht sich, wenn man Marktwirtschaft und
Kapitalismus gleichsetzt, denn vom Kapitalismus wird „der Markt immer wieder umgangen
oder verfälscht und der Preis willkürlich durch faktische oder gesetzlich verordnete Mono-
pole diktiert.“ 13

Marktwirtschaft ist ein „transparenter“ Austausch zwischen Händlern und ihren Tauschpart-
nern, seien sie Produzenten oder Konsumenten, „bei dem jede Partei schon im voraus die
Regeln und den Ausgang kennt und die stets bescheidenen Profite ungefähr einkalkulieren
kann.“ 14

In der Sphäre des Kapitalismus dagegen agiert eine andere Kategorie von Handeltreiben-
den. Sie werden nicht Händler genannt, sondern Handelsherren oder Global Players. Ihr Ziel
sind die großen Profite. Sie suchen z.B. durch Aufkaufen der Ware bei den Produzenten
oder durch Ausnutzung von Informationsvorsprüngen oder mit Hilfe staatlicher Monopol-
rechte „die traditionellen Marktregeln zu überwinden“ 15 und die Bedingungen für „unglei-
che Tauschgeschäfte“ zu schaffen. Diese Strategien führen „zur Akkumulation beträchtli-
chen Kapitals“ in den Händen weniger großer Unternehmen.16  Diese Unternehmen reprä-
sentieren den Kapitalismus.

Weil sie nun aber die Großen und Mächtigen sind, deshalb färbt ihr Verhalten auf die klei-
neren ab und durchdringt auch die Sphäre der Marktwirtschaft. Deshalb hat sich das kapi-
talistische Prinzip der Unverantwortlichkeit auf die kleineren Unternehmen übertragen,
wenn auch in abgeschwächter und modifizierter Form, denn deren Beziehungen zu Mitar-
beitern und Umwelt sind doch häufig enger und fürsorglicher. Wenn es aber darum geht, in
Unternehmen ein Bewusstsein von ihrer gesellschaftlichen und sozialen Verantwortung zu
wecken, dann muss man ganz oben ansetzen, bei den Kapitalgesellschaften.

4. Bedingungen für Verantwortlichkeit

Dies ist möglich, aber nur gegen Widerstand. Den Widerstand hat vor allem die Wirt-
schaftswissenschaft begründet, denn sie hat die Unverantwortlichkeit im 20. Jahrhundert
vehement verteidigt. Das Unternehmen, so wurde gelehrt, hat nur eine einzige Aufgabe,
nämlich Gewinn zu machen und keine ökologischen und sozialen Rücksichten zu nehmen.
Solche Rücksichtnahme wurde als Altruismus bezeichnet, und der, so hieß es, habe im
Wirtschaftsleben nichts zu suchen. Einen Mittelweg gab es nicht.

Diese Lehre ist tief eingewurzelt. Doch hat sie inzwischen Gegenwind. Auch von Unter-
nehmen wird heute allmählich anerkannt, dass sie eine gesellschaftliche und damit auch
ökologische Verantwortung haben. Die Dichotomie „Egoismus oder Altruismus“ führt in
die Irre. Menschen sind zu beidem fähig und auch bereit, weil sie nun einmal sowohl Indi-
viduen als auch soziale Wesen sind. Das ist durch empirische Forschung, psychologische
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wie ökonomische, gut gesichert.17 Wenn sie können, ziehen Menschen ein Verhalten vor,
das sowohl den eigenen Interessen als auch den gemeinsamen dient. Entscheidend für das
jeweilige Verhalten ist daher, ob die Sozialisations- und Situationsbedingungen eher das
eigennützige oder eher das kooperative Handeln stärken. Also kommt es darauf an, dass
dasUmfeld ein kooperatives, natur- und sozialverträgliches Handeln fördert.

Das geschieht durch Bedingungen, die Verantwortlichkeit bewirken, exakter bezeichnet mit
dem englischen accountability („being responsible to an audience with reward or sanction
power.“18 Es müssen Bedingungen sein, die soziale und ökologische Verantwortlichkeit
bewirken. Durch Accountability in Hierarchien und Accountability in Finanzmärkten wird
jedoch eher das eigennützige Handeln betont. Manager von Kapitalgesellschaften sind
rechtlich gehalten, sich allein den shareholdern verantwortlich zu fühlen, und können das
auch noch im Schutz der Haftungsbeschränkung ausagieren. Unter diesen Bedingungen ist
es „in der Struktur des Unternehmens angelegt,“ dass sie den Vorteil des Unternehmens –
und ihren eigenen – zu Lasten der Allgemeinheit verfolgen; das Unternehmen ist dann in
der Tat „die perfekte Externalisierungsmaschine.“19

In solchen Bedingungsgefügen hat das Kapital tatsächlich keine Chance für verantwortli-
ches Handeln. Um ihm diese Chance zu geben, muss man Konstellationen schaffen, die
von Kooperation und direkter Kommunikation zwischen Gleichgestellten geprägt sind. In
solchen Situationen stärkt Accountability das gemeinschaftsbewusste Handeln.20 Sie werden
durch das Konzept der stakeholder empowered corporate governance21 verwirklicht: Nicht nur den
Anteilseignern werden spezifische Informationsrechte und Sanktionsmöglichkeiten einge-
räumt, so dass das Management sich ihnen verantwortlich fühlt, sondern auch Mitarbeitern,
Kunden, Umweltverbänden usw. – kurz: allen, die einen wichtigen Einsatz (=stake) im
Unternehmen haben. Im Idealfall bestehen sogar die Anteilseigner darauf, dass das Unter-
nehmen seine Renditeziele mit ökologischen und sozialen Zielen in Einklang bringt.22

5. Eine Charta für Kapitalgesellschaften

Schon heute entschließen sich nicht wenige Unternehmen freiwillig zur corporate responsibility.
Doch sind es Ausnahmen; in der Masse wird sich diese Unternehmensphilosophie nicht
gegen das Gesellschaftsrecht durchsetzen. Und das stattet bisher die Kapitalgesellschaften be-
dingungslos mit dem Privileg der Haftungsbeschränkung aus. Um Accountability gegen-
über den Stakeholdern und damit der Öffentlichkeit rechtlich zu verankern, müsste die
Haftungsbeschränkung für Kapitalgesellschaften entweder aufgehoben23  oder mit staatlich
definierten Verantwortlichkeiten und Pflichten verknüpft werden.

Die zweite Lösung hat interessante Vorbilder. Die englische Krone hat das Instrument der
Haftungsbeschränkung für die Companies eingeführt, die zur Ausbeutung der Kolonien ge-
gründet wurden, die East Indian Company zum Beispiel. Diesen ersten Kapitalgesellschaf-
ten wurden im Ausgleich zu den ihnen erteilten Privilegien selbstverständlich auch Pflich-
ten auferlegt, und ebenso haben die US-Bundesstaaten den frühen amerikanischen corporati-
ons eine Charter, also eine Satzung oder Charta gegeben, in der ihrem Haftungsprivileg be-
stimmte Verantwortlichkeiten gegenüber standen. Die corporations haben durch langjährige
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Lobbyarbeit erreicht, dass die Satzungen Ende des 19. Jahrhunderts durch höchstrichterli-
che Entscheidungen abgeschafft wurden. Dahinter stand keine historische Notwendigkeit,
sondern Machtinteresse und Ausnutzung des „pervertierten Liberalismus“24 des Gesell-
schaftsrechts, das Kapitalgesellschaften wie natürliche Personen behandelt, ihnen aber die
Privilegien juristischer Personen gewährt. Aus der Aufarbeitung des Vorgangs ist denn
auch in den USA eine Bewegung entstanden, die die Neueinführung solcher charters for-
dert.25

Eine Charta für Kapitalgesellschaften muss heute Verantwortlichkeiten ökologischer, öko-
nomischer und sozialer Art definieren:
− Ökonomisch gesehen kann die Haftungsbeschränkung allein dann gerechtfertigt wer-

den, wenn das Kapital der Gesellschafter in reale Produktion investiert wird. Für reine
Finanzanlagen und Devisenspekulation – „Profite ohne Produktion“26 – darf sie nicht
gelten.

− Ökologisch gesehen haben Kapitalgesellschaften wegen ihrer oft weltumspannenden
Wirtschaftsmacht ein besonders großes Potential, ihre Kosten auf die Umwelt abzu-
wälzen, sei es im eigenen Land oder in Übersee. Also müssen ihre Privilegien an ein
Externalisierungsverbot und ein Gebot des Upcycling27 gebunden werden.

− Schließlich zeigt die Erfahrung, dass Kapitalgesellschaften sich in besonderem Maß
ihrer sozialen Verantwortung entziehen; also müssen sie auf diese verpflichtet werden:
Auf die Aus- und Weiterbildung von Arbeitnehmern, auf humane Gestaltung der Ar-
beitsbedingungen (auch in Sonderwirtschaftszonen), auf ein autonomieförderndes Ma-
nagement28 und nicht zuletzt auf die Mitfinanzierung der kulturellen Gemeinschafts-
güter, von denen das Unternehmen an seinen Standorten profitiert.

Solche Verpflichtung der Kapitalgesellschaften wird auch für Personengesellschaften und
Einzelunternehmer Standards setzen. Die Stakeholder sind dann nicht wie heute allein dar-
auf angewiesen, an das Image des Unternehmens zu appellieren, sie können sich auch auf
kodifizierte Verantwortlichkeiten berufen, die das Unternehmen in eine Politik der nach-
haltigen Entwicklung einbinden. Nachhaltigkeit fordert von Unternehmen ja nicht, Verlust
zu machen, sondern ihr Gewinnziel mit ökologischen und sozialen Erfordernissen in Ein-
klang zu bringen. Dadurch wird die Kapitalexpansion auf natur- und sozialverträgliche
Ausmaße zurückgeführt.

6. Der Markt als kollektive Aktion

So weit, so gut. Aber viele Leser werden erschrocken aufschreien: Sind das nicht Eingriffe
in den Markt, und müssen die Marktbedingungen sich nicht frei bilden, wenn der Markt
seine segensreichen Wirkungen entfalten soll? Die Antwort lautet: Die vom Markt erwar-
teten Leistungen sind davon abhängig, dass dem Markt die richtigen Rahmenbedingungen
gesetzt werden. Heute wünschen wir, dass der Markt dem Ziel der nachhaltigen Entwicklung
dient, aber noch steht er unter Rahmenbedingungen, die dieses Ziel vereiteln. Sie bestehen
beispielsweise darin, dass die Fluggesellschaften von der Mehrwertsteuer auf Flugbenzin
befreit sind. Dass der Schienenverkehr viele Kosten selbst tragen muss, die dem Straßen-
verkehr vom Staat abgenommen werden. Dass der Neubau von Eigenheimen höher sub-
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ventioniert wird als die Sanierung von Altbauten. Dass der Staat für die Subventionierung
des Abbaus erschöpfbarer Energien mehr Geld ausgibt als für die Entwicklung erneuerba-
rer Energie. Dass die Beschäftigung von Arbeitskräften mit höheren Kosten belegt wird als
die Inanspruchnahme naturgegebener Produktionsmittel. Dass die Abwälzung von Kosten
auf Umwelt und Gesellschaft, von Ausnahmen abgesehen, weder verboten noch mit Stra-
fen belegt ist.29

Das sind die falschen Rahmenbedingungen. Von ihnen gehen die Signale aus, die die Bot-
schaft „Wir wollen nachhaltig wirtschaften“ unwirksam machen, denn sie besagen genau
das Gegenteil. Wo es gelingt, die Bedingungen zu ändern, im Bereich der Mülltrennung
und des Recycling zum Beispiel, da kommt es zu nachhaltigem Konsumverhalten, denn die
KonsumentInnen sind ja durchaus dazu bereit, sie warten nur auf die richtigen Signale, weil
sie sich gegen die falschen nicht durchsetzen können. Das gilt auch für Unternehmen. Frei
nach Adorno kann man feststellen: Es gibt kein richtiges Verhalten unter falschen Rah-
menbedingungen. Wer annimmt, die Konsumenten könnten sich gegen solche Bedingun-
gen „autonom“ für nachhaltigen Konsum entscheiden, also gegen die von Politik, Produk-
tion und Marketing ausgehenden Signale und Anreize, der verkennt das Wesen des Mark-
tes. Der Markt bewirkt eine kollektive Aktion, eine Gleichrichtung des Verhaltens vieler ein-
zelner, so dass sie schließlich alle einen Fernseher oder ein Mobiltelefon haben.30 Ob er ein
Verhalten im Sinne nachhaltigen Konsumierens oder Produzierens bewirkt, das hängt von
den Rahmenbedingungen ab, die ihm gesetzt sind. Derzeit sind sie überwiegend noch so
gesetzt, dass sie nachhaltige Entwicklung erschweren und verhindern.

7. Die Bedeutung Kooperativer Aktionen

Da sie gesetzt worden sind, lassen sie sich auch ändern. Die Änderung einer Marktbedin-
gung erfolgt auf die gleiche Weise, wie die Bedingung zustande gekommen ist, nämlich in
einem gesellschaftlichen Prozess. Am Ende des Prozesses steht eine Entscheidung, meist
ein hoheitlicher Akt, der sicherstellt, dass die Bedingung allgemeine Geltung hat. An sei-
nem Anfang aber steht die Überzeugungsarbeit gesellschaftlicher Gruppen. Politische Ent-
scheidungen entspringen meist nicht spontan der Einsicht des Gesetzgebers oder der zu-
ständigen Behörde, sondern bilden sich in einem Diskursprozess, in dem sich einzelne In-
teressen und Argumente durchsetzen, manchmal auf offener Bühne, manchmal hinter den
Kulissen. Die Verbände, Gruppen und Initiativen, die in diesem Prozess aktiv werden,
kann man zusammenfassend als Kooperative Aktionen bezeichnen.31 Sie wirken für Nachhal-
tigkeit, wenn sie sich beispielsweise dafür einsetzen, dass der Gemeinderat ein Gebiet für
Solarhäuser ausweist oder die Bahn ihre Beförderungsbedingungen kundenfreundlicher
macht. Sie wirken gegen Nachhaltigkeit, wenn sie beispielsweise die Orientierung der Agrar-
subventionen an den Produktionsmengen statt an der Wirtschaftsweise befürworten oder
die Durchsetzung des Dosenpfandes bekämpfen. Je nach ihren Erfolgen bestimmen sie die
Richtung mit, in die das kollektive Verhalten der Marktteilnehmer geht.

Kooperative Aktionen für Nachhaltigkeit gibt es erst seit wenigen Jahrzehnten, doch schon
jetzt haben sie viel zur Änderung von Rahmenbedingungen beigetragen. Ihr Wirken be-
kommt deshalb nicht nur umweltpolitische Relevanz, sondern auch wirtschaftstheoretische. Denn sie
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helfen mit, eine Grundannahme der Wirtschaftswissenschaft zu revidieren. Sie lautet, das
Gemeinwohl werde am besten gewährleistet, wenn jeder seinem eigenen Vorteil folgt.32

Der Wettbewerb sorge dann dafür, dass der Markt die Bedürfnisse optimal befriedigt. Aber
in dieser Annahme ist die Existenz optimaler Marktbedingungen bereits vorausgesetzt.
Wenn diese erst hergestellt werden müssen, sieht es anders aus. Der Einsatz für die Markt-
bedingungen geschieht nach anderen Regeln als das Markthandeln selbst, denn er ist Arbeit
an einer Gemeinschaftsaufgabe. Und die würde gar nicht geleistet, wenn jeder/jede aus-
schließlich dem eigenen Vorteil folgte.

8. Eine neue Erkenntnis

Noch vor wenigen Jahrzehnten hat man sich vorgestellt, gemeinschaftsbezogenes Handeln
finde nicht auf Märkten statt, sondern in „kollektive Aktionen“ wie z.B. Friedensbewegun-
gen oder Gewerkschaften, es sei aber von demselben Grundprinzip geleitet wie das indivi-
duelle Marktverhalten, nämlich vom Streben nach Maximierung des privaten Vorteils. Dar-
aus wurde abgeleitet, dass es allenfalls in kleinen Gruppen zustandekommt, deren Mitglie-
der einander verbunden sind, in großen aber nicht.

Denn gemeinsames Handeln kommt nur zustande, wenn es den Menschen um den gemein-
samen Vorteil geht, und wenn sie auch die Kosten dafür tragen, also z.B. Zeit aufwenden
oder Beiträge zahlen. Und das setzt voraus, dass sie nicht isoliert voneinander agieren, son-
dern sich in ihren Reaktionen verbunden fühlen, aufeinander Rücksicht nehmen, im Be-
wusstsein eines gemeinsamen Zieles handeln.33 Dieses Bewusstsein stellt sich natürlich in
kleinen Gruppen leichter ein als in großen, wo es nicht so auffällt, wenn einzelne vom ge-
meinsamen Vorteil gern profitieren, sich ihrer Verantwortung für das Aufbringen der Ko-
sten aber nach Möglichkeit entziehen. Deshalb, so war die Schlussfolgerung, kommt es
nicht zu massenhaftem Handeln für das gemeinsame Wohl. Wenn diese Folgerung zuträfe,
könnten wir die Hoffnung auf nachhaltiges Produzieren und Konsumieren begraben.

Doch sie beruhte auf zwei Denkfehlern. Man nahm erstens an, dass gemeinschaftsorien-
tiertes Handeln außerhalb des Marktes stattfindet, in den sog. Kollektiven Aktionen.34 Ich
habe aber schon dargelegt, dass auch der Markt eine Form des kollektiven Handelns ist.
Zweitens nahm man an, dass die Menschen zu gemeinschaftlichem Handeln nur durch
soziale Kontrolle in kleinen Gruppen gezwungen werden könnten, weil sie von sich aus nur
an ihrem individuellen, privaten Vorteil interessiert seien. Doch wie schon erwähnt ist
heute durch psychologische Forschung und ökonomische Experimente bewiesen, dass
Menschen gewiss am privatem Vorteil interessiert, zugleich aber auch motiviert sind, zum
allgemeinen Wohl beizutragen.35 Schließlich hätte sich die Menschheit gar nicht entwickeln
können, wenn die Menschen keine sozialen, kooperativen Wesen wären.36

Doch sind sie auch lernende Wesen. Und wenn sie in einem System leben müssen, das das
egoistische Verhalten belohnt und das kooperative Handeln bestraft, dann ist der Einsatz
für das allgemeine Wohl mit so hohen Kosten belegt, dass nur die besonders stark Moti-
vierten sie tragen können, die Mehrheit passt sich an.37 Wird dagegen kooperatives Handeln
anerkannt und egoistisches missbilligt, so handelt auch die Mehrheit in der Verantwortung
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für Gemeinschaftsgüter. Also kann der Markt nachhaltiges Produzieren und Konsumieren
nur hervorbringen, wenn er die richtigen Anreize dafür bietet und nicht wie bisher das ent-
gegengesetzte Verhalten belohnt.38

Kooperative Aktionen für Nachhaltigkeit werden gebraucht, damit die geeigneten Rahmen-
bedingungen zustandekommen und nachhaltiges Produzieren und Konsumeren zum nor-
malen Marktverhalten wird. Es sind kleine Gruppen, sie sind ökologischen und sozialen
Zielen verpflichtet, und ihre Mitglieder sind stark motiviert, denn solange sie in einem an
Nachhaltigkeit nicht gewöhnten und ihr großenteils sogar abgeneigten Umfeld agieren,
müssen sie großen Einsatz bringen, also hohe Kosten tragen, und das setzt voraus, dass sie
sich in besonderem Maß sowohl dem gemeinsamen Ziel als auch einander verbunden füh-
len.

Oft widmen sie sich nur einem begrenzten Ziel, der Revision einer einzelnen Rahmenbedin-
gung wie etwa einer Änderung der Ausschreibungsbedingungen für die Sanierung von
Schulheizungen, die es erlaubt, die Leistung des Anbieters nicht nach den erbrachten Ar-
beitsstunden oder dem installierten System zu bewerten, sondern nach dem erzielten Er-
folg, also der Verteilung der Heizleistung auf die Klassenräume und der Energieeinsparung.
Und sie lösen sich wieder auf, wenn das Ziel erreicht ist.

Von den kollektiven Aktionen großer Bevölkerungsteile, von sozialen Bewegungen etwa, ist
die Tätigkeit dieser Gruppen weit entfernt. Und doch ermöglicht sie es, Märkte in kollekti-
ve Aktionen für Nachhaltigkeit umzuformen.39

9. Was ist daran innovativ?

Kooperative Aktionen zur Änderung von Marktbedingungen hat es zwar schon immer
gegeben, aber sie haben früher weniger in der Öffentlichkeit agiert, sondern ihren Einfluss
im direkten und vielfach informellen Kontakt mit staatlichen Instanzen zur Geltung ge-
bracht. Zudem haben sie überwiegend Interessen von Unternehmen verfolgt.40

Neu ist, dass kooperative Aktionen demokratisch (nämlich durch öffentliche Interessenah-
me) legitimiert auftreten, dass sie häufiger durch ein Gemeininteresse motiviert sind (Na-
turschutz, Umweltschutz, Verbraucherschutz, Gesundheit, Solarenergie, Nachhaltiger Ver-
kehr u.v.a.), und dass sich nach und nach ein System der Einbeziehung dieser „Nichtregie-
rungsorganisationen“ in die politische Willensbildung herausbildet, das das öffentliche,
diskursive Element des demokratischen Prozesses deutlich verstärkt.41

Neu ist, dass heute weit mehr kooperative Aktionen als früher vom Gedanken der nachhal-
tigen Entwicklung geleitet sind. Sie konzentrieren sich meist auf einzelne ökologische oder
soziale oder kulturelle Zielsetzungen, in ihrer Gesamtheit aber decken sie die verschiedenen
Aspekte der Nachhaltigkeit immer umfassender ab, so dass Nachhaltigkeit zu einem der
zentralen Themen des politischen Diskurses wird.42

Neu ist vor allem, dass der Markt selbst als eine Form der kollektiven Aktion begriffen wer-
den kann. Dadurch wird es möglich, die bisher getrennten Bereiche der Markttheorie und
der Theorie des kollektiven Handelns zu vereinigen. Das bringt neue Einsichten in die
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Funktionsweise des Marktes mit sich, aber auch in die politischen Prozesse, die die Evolu-
tion des Marktes bewirken, die sie begleiten und die von ihr angestoßen werden.
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36 Sehr anschaulich und überzeugend nachzulesen in: Herbig, Jost  (1986). Am Anfang war das Wort. Die Evo-
lution des Menschlichen. München: Deutscher Taschenbuch Verlag.

37 Die hohen Kosten nachhaltigen Handelns in einem Umfeld mit nichtnachhaltigen Rahmenbedingungen
resultieren daraus, dass das nichtnachhaltige Handeln durch eben die Externalisierung von Kosten begün-



13

                                                                                                                                                    

stigt ist, die den Verstoß gegen das Nachhaltigkeitsprinzip ausmacht. Das käme einer Versuchsanordnung
gleich, in der die Verwendung des Geldes für private Zwecke mit höheren Erträgen belohnt, der Beitrag zu
einem – moralisch begründeten und als sinnvoll empfundenen – Gemeinschaftsprojekt aber mit geringeren
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pen angewendet. Eine lokale Bürgerinitiative ist dann ebensogut eine kollektive Aktion wie eine breite so-
ziale Bewegung, ein aktuelles Aufflammen der Friedensbewegung etwa oder ein Volksbegehren.
Hier jedoch geht es um die Aktivität jener Gruppierungen, die sich für einen Markt einsetzt, indem sie
staatliche oder kommunale Instanzen zu einer Änderung von Rahmenbedingungen veranlasst oder auf die
Präferenzen und Entscheidungen der Marktteilnehmer einwirkt. Wenn man wie ich von der Vorstellung
ausgeht, dass der Markt eine Form der kollektiven Aktion ist, dann haben die Aktionen der besagten Grup-
pierungen die Funktion, die Richtung dieser kollektiven Aktion zu beeinflussen. Es ist dann zweckmäßig,
sie als kooperative Aktionen zu bezeichnen, um sie von der kollektiven Aktion, der sie dienen, zu unter-
scheiden.
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keitsdiskurs bietet den Anlass, das Wirken der Interessengruppen daraufhin zu untersuchen, in welcher
Richtung sie das kollektive Markthandeln beeinflusst haben.
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42 Nachhaltigkeit als aktuelles Thema im politischen Diskurs: Die Universitätsbibliothek Wuppertal weist
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